I. POUCZENIE O UPRAWNIENIACH I OBOWIĄZKACH PODEJRZANEGO W POSTĘPOWANIU KARNYM
I. BELEHRUNG ÜBER RECHTE UND PFLICHTEN EINES VERDÄCHTIGTEN IN EINEM STRAFVERFAHREN
Quelle: Gesetzblatt von 2015 Pos. 893 [Dz.U. von 2015 Pos. 893]

Einem Verdächtigten in einem Strafverfahren stehen folgende Rechte zu:

1. auszusagen, auch schriftlich; ein Recht, die Aussagen oder die Antwort auf einzelne Fragen zu verweigern und zwar ohne Angabe des Grundes (Art. 175 § 1, Art. 176 § 1) *. Bei einer Ladung, persönlich zu erscheinen, ist die Rechtfertigung der Abwesenheit wegen Krankheit nur dann möglich, wenn eine durch einen Gerichtsarzt ausgestellte ärztliche Bescheinigung vorgelegt wird. Sonstige Bescheinigungen sind unzulässig (Art. 117 §2a).
2. Ein Recht auf einen von sich gewählten Verteidiger. Wenn der Verdächtigte nachweist, dass er sich einen Verteidiger nicht leisten kann, kann das Gericht einen Verteidiger von Amts wegen bestellen (Art. 78 § 1). Mehr als drei gleichzeitige Verteidiger sind unzulässig (Art. 77). Bei Verurteilung oder einer Einstellung des Strafverfahrens auf Bewährung kann der Verdächtigte mit Kosten der Verteidigung von Amts wegen belastet werden ( Art. 627, Art. 629).

3. Auf Wunsch des Verdächtigten darf ein Verteidiger bei dessen Anhörung anwesend sein ( Art. 301)

4. Wenn der Verdächtigte der polnischen Sprache nicht ausreichend mächtig ist-hat er das Recht, auch in Kontakten mit dem Verteidiger, zu einem unentgeltlichen Übersetzer/Dolmetscher (Art. 72 § 1).

5. Ein Recht auf Informationen über den Inhalt der ihm vorgeworfenen Taten, deren Ergänzung und Änderungen sowie eine rechtliche Qualifikation der ihm zur Last gelegenen Straftat (Art. 313 § 1, Art. 314, Art. 325 a § 2 und Art. 325 g § 2).

6. Ein Recht Anträge auf Handlungen im Untersuchungs– oder Ermittlungsverfahren zu stellen z.B. auf Zeugenanhörung, Gewinnung einer Urkunde, ein Gutachten eines Sachverständigen (Art. 315 § 1, Art. 325a § 2). Wenn eine Gefahr besteht, dass der Zeuge auf der Verhandlung nicht angehört werden kann, kann der Verdächtigte dessen Anhörung durch das Gericht oder den Staatsanwalt beantragen (Art. 316 § 3).

7. Ein Recht auf Akteneinsicht, auf Erstellung von Abschriften und Lichtkopien. Dieses Recht kann wegen eines wichtigen Staatsinteresses oder des Rechtsschutzinteresses verweigert werden (Art. 156 § 5).

8. Ein Recht einen Antrag auf  Kenntnisnahme mit Untersuchungsmaterialien oder Ermittlungsmaterialien vor dem Ablauf des Verfahrens zu stellen. Bei diesen Handlungen darf der Verdächtigte von seinem Verteidiger begleitet werden (Art. 321 § 1 und § 3, Art. 325a § 2).

9. Ein Recht auf einen Antrag auf die Weiterleitung der Sache an das Mediationsverfahren zur einvernehmlichen Beilegung der Sache mit dem Verletzten (Art. 23a). Die Beteiligung an dem Mediationsverfahren ist freiwillig. Positive Ergebnisse der durchgeführten Mediation werden durch das Gericht bei Strafbeimessung beachtet (Art. 53 § 3 des Gesetzes vom 6. Juni 1997- Strafgesetzbuch  [Kodeks karny], Gesetzblatt Nr. 88 Pos. 553  [Dz.U. Nr. 88 Pos. 553] in der geänderten Fassung.

10. Wenn der Täter, der vorher für ein vorsätzliches Verbrechen unter Anwendung von Gewalt nicht verurteilt wurde, vor der Verhandlung den Schaden richtig stellte oder dem herbeigeführten Schaden Genüge tat, kann auf Antrag des Verletzten das Strafverfahren  wegen eines Verbrechens mit einer Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren, wegen eines Verbrechens gegen das Vermögen, das mit einer Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren bedroht ist sowie die Verbrechen vom Art. 157 § 1 des Strafgesetzbuches eine andere als schwere Körperverletzung (Art. 59a Strafgesetzbuch) eingestellt werden.

11. Ein Recht auf eine Vereinbarung eines Antrags auf das Urteil und die Beimessung von Strafen oder sonstigen Maßnahmen ohne Beweisführung mit dem Staatsanwalt (Art. 335 § 1), der durch das Gericht beachtet werden kann, wenn der Verletzte keinen Einspruch meldet (Art. 343 § 2). Derartige Antrag darf auch eigenhändig gestellt werden und zwar vor Zustellung der Ladung auf die Verhandlung (Art. 338 a) oder auf der Verhandlung bis zum Abschluss der ersten Anhörung aller Angeklagten (Art. 387 § 1), in diesem Fall jedoch kann das Gericht den Antrag nur insoweit beachten, wenn der Staatsanwalt und der Verletzte keinen Einspruch einlegen (Art 343 § 2, Art. 343 a § 2, Art. 387 § 2). Wenn das Gericht den Antrag beachtet, kann es eine außerordentliche Strafmilderung anwenden (Art. 60 a Strafgesetzbuch). In der Sache wegen eines Verbrechens kann das nur dann erfolgen, wenn der Antrag vor der Zustellung der Mitteilung über die Verhandlungsfrist eingereicht wurde (Art. 387 § 4). In der Sache wegen eines Verbrechens mit einer Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren kann das Gericht auf Strafbeimessung verzichten und über eine andere Maßnahme entscheiden (Art. 60 a Strafgesetzbuch).

12. Im beschleunigten Verfahren stellt die Polizei einem Verdächtigten im Verfahren via Videokonferenz einen Antrag auf die Prüfung der Sache zur Sicherung seiner Beteiligung zu (Art. 517b, § 2a, Art. 517e § 1a). Er kann Anträge und Erklärungen abgeben sowie die Prozesshandlungen ausschließlich mündlich zur Aufnahme ins Protokoll ausführen. Die prozessuellen Schriftsätze, die an das Gericht nicht weitergeleitet werden konnten, können auf der Verhandlung vorgelesen werden (Art. 517ea § 1 und § 2). Auf diese Art und Weise kann die Beteiligung eines Verteidigers sowie des Übersetzers/Dolmetschers gesichert werden (Art. 517b § 2c-2d). In einem beschleunigten Verfahren kann ein Antrag auf die Begründung eines Urteils mündlich zur Aufnahme ins Protokoll oder schriftlich innerhalb von 3 Tagen ab Urteilsverkündung gestellt werden; die Frist zur Appellation beträgt 7 Tage (Art. 517h § 1 und § 3).

Der Verdächtigte ist nicht verpflichtet, seine Unschuld zu beweisen und die Beweise gegen sich zu  liefern (Art. 74 § 1). Er ist jedoch zu Folgendem verpflichtet :

1. einer Körperuntersuchung und Untersuchungen, die die Integrität des Körpers nicht verletzen, zur Abnahme von Fingerabdrücken, zum Fotografieren sowie zur Gegenüberstellung (Art. 74  §  2 Ziff. 1).

2. zu psychologischen und psychiatrischen Untersuchungen sowie zu Untersuchungen, die mit Eingriffen am Körper verbunden sind, ausgenommen dieser,  dass sie nicht gesundheitsgefährlich sind, wenn die Durchführung von diesen Untersuchungen notwendig ist (insbesondere Blutentnahme, Haarentnahme oder Sekretentnahme z.B. Speichel); die Untersuchungen sollen durch einen zuständigen medizinischen Mitarbeiter durchgeführt werden (Art. 74 §  2 Ziff. 2);

3. zur Abnahme der Schleimhaut aus der Wange durch einen Polizeibeamten, sofern das notwendig ist und nicht gesundheitsgefährlich ist (Art. 74 §  2 Ziff. 3)

Das Nichtbefolgen kann eine  Festnahme und eine Zwangsvorführung des Verdächtigten sowie eine Körpergewalt oder Anwendung technischer Mittel zur Überwältigung nach sich ziehen. (Art. 74 Abs. 3a)

Der Verdächtigte ist auch zu Folgendem verpflichtet:

1. auf jede Ladung zu erscheinen und die das Verfahren leitende Behörde über jeden Wechsel des Aufenthaltes, der über 7 Tage dauert,  zu unterrichten, einschließlich auch wegen der Inhaftierung in einer anderen Sache; bei Nichterscheinen kann der Verdächtigte festgenommen und zwangsvorgeführt werden (Art. 75 §  1 und §  2);

2. die Adresse zu nennen, auf die der Schriftverkehr weitergeleitet wird (Art. 132 §  1 und §  2); sonst wird die Handlung oder die Verhandlung unter Abwesenheit des Verdächtigten durchgeführt; das Nichtbenennen der Adresse kann auch die Antragseinreichung, eine Einreichung einer Beschwerde oder Appellation wegen Fristablaufs unmöglich machen (Art. 133 § 2);

3. die Zustellungsadresse im Inland zu benennen, wenn er sich im Ausland aufhält; sonst wird der Schriftsatz, der an die zuletzt bekannte Adresse im Inland geschickt wurde, als erfolgreich zugestellt gelten und die Handlung oder Verhandlung werden unter Abwesenheit des Verdächtigten durchgeführt; das Nichtbenennen der Adresse kann auch die Stellung eines Antrags, die Einreichung einer Beschwerde oder Appellation wegen Fristablaufs unmöglich machen (Art. 139).

4. eine neue Adresse bei  Wohnwechsel oder Aufenthaltswechsel, einschließlich wegen Freiheitsentzugs in einer anderen Sache,  zu benennen; sonst  wird der Schriftsatz, der an die zuletzt bekannte Adresse geschickt wurde, als erfolgreich zugestellt gelten und die Handlung oder Verhandlung wird unter Abwesenheit des Verdächtigten durchgeführt; das Nichtbenennen der Adresse kann auch die Stellung eines Antrags, die Einreichung einer Beschwerde oder Appellation wegen Fristablaufs unmöglich machen ( Art. 139).

„Ich bestätige den Empfang der Belehrung“

……………………………………………………………
(Datum, Unterschrift)

* Soweit keine andere rechtliche Grundlage genannt wurde, bedeuten die Vorschriften in den Klammern einschlägige Vorschriften des Gesetzes vom 6. Juni 1997-Strafprozessordnung [kodeks postępowania karnego] Gesetzblatt Nr. 89 Pos. 555 in der geänderten Fassung [Dz.U. Nr. 89, Poz. 555 in der geänderten Fassung]

II. POUCZENIE O UPRAWNIENIACH ZATRZYMANEGO NA PODSTAWIE EUROPEJSKIEGO NAKAZU ARESZTOWANIA
II. BELEHRUNG ÜBER RECHTE EINER GEM. EUROPÄISCHEN HAFTBEFEHLS FESTGENOMMENEN PERSON 
Quelle: Gesetzblatt  von 2015 Pos. 874 [Dz.U. von 2015 Pos. 874]

Einer Person, die gem. Europäischen Haftbefehls festgenommen wurde, stehen folgende Rechte zu:

1. Ein Recht auf Informationen über den Grund der Festnahme und auf Anhörung (Art. 244 § 2).*

2. Ein Recht, auszusagen, Aussagen zu verweigern oder Antworten auf einzelne Fragen zu verweigern, ohne den Grund dazu zu nennen (Art. 175 § 1 ) sowie das Recht zur Abgabe oder zur Verweigerung der Abgabe von Erklärungen in ihrer Sache  ( Art. 244 §  3).

3. Ein Recht zum unverzüglichen Kontakt mit dem Rechtsanwalt oder Rechtsbeistand und einem direkten Gespräch mit ihnen (Art. 245 §  1).

4. Ein Recht, die Hilfe des von sich gewählten Verteidigers in Anspruch zu nehmen. Wenn die festgenommene Person nachweist, dass sie sich den Verteidiger nicht leisten kann, kann das Gericht einen Verteidiger von Amts wegen bestellen (Art. 78   § 1).

5. Wenn die festgenommene Person die polnische Sprache nicht kann-ein Recht zur unentgeltlichen Hilfe des Übersetzers/Dolmetschers (Art. 72 § 1).

6. Ein Recht zum Erhalt einer Abschrift des Protokolls über Festnahme und ein Recht zur Akteneinsicht über die  Gründe der Festnahme (Art. 244 § 3).

7. Ein Recht einen Familienangehörigen oder eine andere Person, sowie einen Arbeitgeber, eine Schule, eine Hochschule, einen Befehlshaber oder einen Leiter des Betriebes der festgenommenen Person oder des Unternehmens, für das sie haftet über die Festnahme zu unterrichten (Art. 245 § 2, Art. 261 §  1, §  2 und §  3). Die Polizei unterrichtet die Behörde über die Festnahme, die ein Verfahren gegen die festgenommene Person in einer anderen Sache führt, sofern sie  Kenntnisse davon hat ( Art. 261 §  2a).

8. Wenn die festgenommene Person kein polnischer Staatsangehöriger ist-ein Recht zum Kontakt mit der Auslandsvertretung oder einer diplomatischen Vertretung des Staates, dessen sie Staatsangehöriger ist. Wenn sie keine Staatsangehörigkeit hat -ein Recht zum Kontakt mit dem Vertreter des Staates, in dem die festgenommene Person festen Wohnsitz hat (Art. 612 §  2). Bei Anwendung der Untersuchungshaft wird eine Auslandsvertretung oder eine diplomatische Vertretung des Staates, dessen der in der Untersuchungshaft Inhaftierte Staatsangehöriger ist, davon unterrichtet (Art. 612 § 1).  Wenn das ein Konsularabkommen zwischen Polen und dem Staat, dessen die festgenommene Person Staatsangehöriger ist, vorschreibt, ein zuständiges Konsulat oder eine diplomatische Vertretung werden über die Festnahme unterrichtet und zwar auch ohne den Wunsch der festgenommenen Person.

9. Ein Recht zur Einreichung einer Beschwerde gegen die Festnahme innerhalb von 7 Tagen ab dem Tag der Festnahme. In der Beschwerde kann die Prüfung der Begründetheit, der Gesetzmäßigkeit sowie der Ordnungsmäßigkeit der Festnahme beantragt werden (Art. 246  § 1).

10. Ein Recht auf eine unverzügliche Freilassung, wenn die Gründe der Festnahme nicht mehr bestehen oder nach Ablauf von 48 Stunden ab der Festnahme, wenn die festgenommene Person in dieser Zeit dem Gericht mit dem Antrag auf Untersuchungshaft nicht zur Verfügung gestellt wird. Bei Überreichung an das Gericht wird die festgenommene Person freigelassen, wenn innerhalb von 24 Stunden ab Überreichung ihr kein Beschluss über Untersuchungshaft zugestellt wird (Art. 248 § 1 und § 2).

11. Ein Recht auf Informationen über den Inhalt des Europäischen Haftbefehls (Art. 607k § 2) sowie auf Empfang seiner Abschrift mit der Übersetzung sowie mit der Mitteilung über die Gerichtssitzung wegen der Überreichung und Untersuchungshaft. Wenn wegen besonderer Umstände keine Übersetzung erstellt wurde, ordnet das Gericht seine Erstellung an oder informiert über den Inhalt des Europäischen Haftbefehls (Art. 607I § 1a).

12. Ein Recht auf Abgabe einer Erklärung über Überreichung sowie das Recht auf Einwilligung auf Überreichung und Einwilligung auf Verfolgen für andere Straftaten als diese aus dem Antrag auf Übergabe und auch auf Einwilligung auf Vollzug der Freiheitsstrafe oder Maßnahmen, die auf Freiheitsentziehung für diese Straftaten beruhen (Art. 607I § 2). Die Einwilligung darf nicht rückgängig gemacht werden. Die Folge der Einwilligung ist die Beschleunigung des Verfahrens über den Europäischen Haftbefehl ( Art. 607k § 2, Art. 607I § 2, 607 m § 1 und § 1a , Art. 607 n § 1).

13. Ein Recht auf Einreichung einer Beschwerde auf Überreichung innerhalb von 3 Tagen ab dem Tag der Beschlussverkündung und im Falle der Nichtvorführung der festgenommenen Person auf die Gerichtssitzung -ab dem Tag der Beschlusszustellung ( Art. 607I § 3).

14. Zugang zu den notwendigen medizinischen Leistungen.

Auf Antrag des Staates, der den Europäischen Haftbefehl beantragte, ist eine Untersuchungshaft für die Zeit bis zu 7 Tagen vor dem Eingang des Europäischen Haftbefehls sowie abschließend auf die zur Übergabe notwendige Zeit bis zu 100 Tagen möglich (Art. 607K § 3 und 3a).

„Ich bestätige den Empfang der Belehrung“

……………………………………………………………
(Datum, Unterschrift)

* Soweit keine andere rechtliche Grundlage genannt wurde, bedeuten die Vorschriften in den Klammern einschlägige Vorschriften des Gesetzes vom 6. Juni 1997-Straffprozessordnung (Gesetzblatt Nr. 89, Pos. 555 in der geänderten Fassung) [Dz.U. Nr. 89, Pos. 555 in der geänderten Fassung]

III. POUCZENIE O UPRAWNIENIACH ZATRZYMANEGO W POSTĘPOWANIU KARNYM
III. BELEHRUNG ÜBER RECHTE EINER IM STRAFVERFAHREN FESTGENOMMENEN PERSON 
Quelle: Gesetzesblatt von 2015, Pos. 835 [Dz.U. von 2015, Pos. 835]

Einer Person, die im Strafverfahren festgenommen wurde, stehen folgende Rechte zu:

1. Ein Recht auf Informationen über den Grund der Festnahme und auf Anhörung (Art. 244 § 2)*.

2. Ein Recht auf Abgabe oder auf Verweigerung der Abgabe einer Erklärung in ihrer Sache (Art. 244 §3).

3. Ein Recht auf einen unverzüglichen Kontakt mit dem Rechtsanwalt oder Rechtsbeistand und auf ein direktes Gespräch mit ihnen (Art. 245 §  1).

4. Wenn die festgenommene Person die polnische Sprache ausreichend nicht kann- ein Recht auf einen unentgeltlichen Übersetzer/Dolmetscher (Art. 72  § 1).

5. Ein Recht auf eine Abschrift des Protokolls über Festnahme (Art. 244  § 3)

6. Ein Recht einen Familienangehörigen oder eine andere Person, sowie einen Arbeitgeber, eine Schule, eine Hochschule, einen Befehlshaber oder einen Leiter des Betriebes der festgenommenen Person oder des Unternehmens, für das sie haftet über die Festnahme zu unterrichten (Art. 245 § 2, Art. 261 § 1, §  2 und §  3). Die Polizei unterrichtet die Behörde über die Festnahme, die ein Verfahren gegen die angeklagte Person in einer anderen Sache führt, sofern sie  Kenntnisse davon hat ( Art. 261 §  2a).

7. Wenn die festgenommene Personen kein polnischer Staatsangehöriger ist-ein Recht auf  Kontakt mit einer Auslandsvertretung oder einer diplomatischen Vertretung des Staates, dessen sie Staatsangehöriger ist. Wenn sie keine Staatsangehörigkeit hat -ein Recht auf einen Kontakt mit dem Vertreter des Staates, in dem die festgenommene Person einen festen Wohnsitz hat (Art. 612 § 2). Wenn das ein Konsularabkommen zwischen Polen und dem Staat, dessen die festgenommene Person Staatsangehöriger ist, vorschreibt, werden eine zuständige Auslandsvertretung oder eine diplomatische Vertretung über die Festnahme unterrichtet und zwar auch ohne den Wunsch der festgenommenen Person.

8. Ein Recht auf die Einreichung einer Beschwerde gegen die Festnahme innerhalb von 7 Tagen ab dem Tag der Festnahme. In der Beschwerde kann die Prüfung der Begründetheit, der Gesetzmäßigkeit sowie der Ordnungsmäßigkeit der Festnahme beantragt werden (Art. 246  § 1).

9. Ein Recht auf eine unverzügliche Freilassung, wenn Gründe der Festnahme nicht mehr bestehen oder nach Ablauf von 48 Stunden ab der Festnahme, wenn die festgenommene Person in dieser Zeit dem Gericht mit dem Antrag auf Untersuchungshaft nicht zur Verfügung gestellt wird. Bei Überreichung an das Gericht wird die festgenommene Person freigelassen, wenn innerhalb von 24 Stunden ab Überreichung ihr kein Beschluss über Untersuchungshaft zugestellt wird (Art. 248 § 1 und § 2).

10. Zugang zu den notwendigen medizinischen Leistungen.

„Ich bestätige den Empfang der Belehrung“

……………………………………………………………
(Datum, Unterschrift)

* Soweit keine andere rechtliche Grundlage genannt wurde, bedeuten die Vorschriften in den Klammern einschlägige Vorschriften des Gesetzes vom 6. Juni 1997-Strafprozessordnung Gesetzesblatt Nr. 89, Pos. 555 in der geänderten Fassung [Dz.U. Nr. 89, Pos. 555 in der geänderten Fassung]
IV. POUCZENIE O UPRAWNIENIACH TYMCZASOWO ARESZTOWANEGO W POSTĘPOWANIU KARNYM
IV. BELEHRUNG ÜBER RECHTE EINES  IN DER UNTERSUCHUNGSHAFT IN EINEM STRAFVERFAHREN INHAFTIERTEN 
Quelle: Gesetzesblatt von 2015 Pos. 885 [Dz.U. von 2015 Pos. 885]

Einem Inhaftierten in der Untersuchungshaft stehen folgende Rechte zu:

1.  Ein Recht, auszusagen, ein Recht , die Aussagen oder die Antwort auf einzelne Fragen zu verweigern und zwar ohne Angabe des Grundes (Art. 175 § 1)*.

2. Ein Recht auf einen von sich gewählten Verteidiger. Wenn der Inhaftierte in der Untersuchungshaft nachweist, dass er sich einen Verteidiger nicht leisten kann, kann das Gericht einen Verteidiger von Amts wegen bestellen (Art. 78 § 1). Auf Wunsch eines Inhaftierten in der Untersuchungshaft, der keinen Verteidiger hat,  und ungeachtet seiner finanziellen Lage, bestellt das Gericht einen Verteidiger von Amts wegen zur Beteiligung an der Gerichtssitzung über die Verlängerung der Untersuchungshaft sowie die Prüfung der Beschwerde auf die Untersuchungshaft oder Verlängerung dieser Maßnahme (Art. 249 § 5). Bei Verurteilung oder einer Einstellung des Strafverfahrens auf Bewährung kann der Inhaftierte in der Untersuchungshaft mit Kosten der Verteidigung von Amts wegen belastet werden (Art. 627, Art. 629).

3. Wenn der Inhaftierte in der Untersuchungshaft der polnischen Sprache nicht ausreichend mächtig ist- ein Recht auf einen unentgeltlichen Übersetzer/Dolmetscher (Art. 72  § 1).

4. Ein Recht einen Familienangehörigen oder eine andere Person, sowie einen Arbeitgeber, eine Schule, eine Hochschule, einen Befehlshaber oder einen Leiter des Betriebes der festgenommenen Person oder des Unternehmens, für das sie haftet über die Festnahme zu unterrichten (Art. 261 § 1, §  2 und §  3). Die Polizei unterrichtet die Behörde über die Inhaftierung in der Untersuchungshaft , die ein Verfahren gegen die inhaftierte Person in einer anderen Sache führt, sofern sie  Kenntnisse davon hat (Art. 261 §  2a).

5. Wenn die in der Untersuchungshaft inhaftierte  Person kein polnischer Staatsangehöriger ist-ein Recht auf Kontakt mit einer  Auslandsvertretung oder einer diplomatischen Vertretung des Staates, dessen sie Staatsangehöriger ist (Art. 612  §  1). Wenn das ein Konsularabkommen zwischen Polen und dem Staat, dessen die in der Untersuchungshaft inhaftierte Person Staatsangehöriger ist, vorschreibt, werden eine zuständige Auslandsvertretung oder eine diplomatische Vertretung über die Inhaftierung unterrichtet und zwar auch ohne den Wunsch dieser Person.

6.  Ein Recht auf Informationen über den Inhalt der ihm vorgeworfenen Taten, deren Ergänzung und Änderungen sowie eine rechtliche Qualifikation der ihm zur Last gelegenen Straftat (Art. 313 § 1, Art. 314, Art. 325 a § 2 und Art. 325 g § 2).

7. Ein Recht auf Akteneinsicht in dem Teil, der Beweise aus dem Antrag auf Anwendung oder Verlängerung der Untersuchungshaft beinhaltet (Art. 156 § 5a).

8. Ein Recht auf Einreichung an das Gericht einer Beschwerde auf Untersuchungshaft  innerhalb von 7 Tagen ab dem Erhalt der Abschrift des Beschlusses über die Anwendung oder Verlängerung der Untersuchungshaft (Art. 252).

9. Ein Recht auf Einreichung des Antrags auf Aufhebung oder Änderung der Untersuchungshaft auf eine andere vorbeugende Maßnahme, die nicht mit dem Freiheitsentzug verbunden ist. Solche Maßnahme können eine polizeiliche Aufsicht oder die Aufsicht eines militärischen Vorgesetzten, eine Geldbürgschaft oder persönliche Bürgschaft, ein Verbot der Ausreise aus dem Land sein, eine Pflicht, die Wohnräumlichkeit, die mit einem Verletzten geteilt wird, zu verlassen, Suspendierung in Dienstpflichten oder im Beruf, das Unterlassen einer bestimmten Tätigkeit oder das Unterlassen des Fahrzeugfahrens sein. Der Antrag wird innerhalb von 3 Tagen durch einen Staatsanwalt oder ein Gericht geprüft. Gegen den Beschluss des Staatsanwalts oder des Gerichtes kann der in der Untersuchungshaft Inhaftierte eine Beschwerde nur dann einreichen, wenn der Antrag nach Ablauf von mindestens 3 Monaten ab dem Tag der Ausstellung des vorherigen Beschlusses über die Untersuchungshaft eingereicht wurde (Art. 254 § 1 und § 2).

10. Recht auf die  notwendigen medizinischen Leistungen.

„Ich bestätige den Empfang der Belehrung“

……………………………………………………………
(Datum, Unterschrift)

* Soweit keine andere rechtliche Grundlage genannt wurde, bedeuten die Vorschriften in den Klammern einschlägige Vorschriften des Gesetzes vom 6. Juni 1997-Strafprozessordnung Gesetzesblatt Nr. 89, Pos. 555 in der geänderten Fassung [Dz.U. Nr. 89, Pos. 555 in der geänderten Fassung].
V. POUCZENIE O UPRAWNIENIACH I OBOWIĄZKACH POKRZYWDZONEGO 
W POSTĘPOWANIU KARNYM
V. BELEHRUNG ÜBER RECHTE UND PFLICHTEN EINES VERLETZTEN IM STRAFVERFAHREN
Quelle: Gesetzesblatt von 2015 Pos. 848 [Dz.U. von 2015 Pos. 848]

Ein Verletzter im Strafverfahren ist eine natürliche oder juristische Person, deren ein Rechtsgut unmittelbar durch ein Verbrechen verletzt oder gefährdet wurde.  (Art. 49  § 1)*.  Ein Vertreter oder Betreuer eines verletzten Minderjährigen, einer Person, die voll oder teilweise entmündigt wurde oder einer unselbständigen Person kann ihre Rechte ausüben (Art. 51). Ein Angehöriger oder eine Person, die vom verstorbenen Verletzten finanziell unterstützt wurde, kann seine Rechte ausüben (Art. 52).

Im Vorverfahren, das der Weiterleitung der Sache an das Gericht vorangeht ist ein Verletzter eine Prozesspartei (Art. 299 § 1). Im Gerichtsverfahren kann er eine Partei (ein Nebenkläger) sein, wenn er das bis zum Beginn der Gerichtsverhandlung meldet (Art. 53 und Art. 54 § 1). In diesem Zusammenhang stehen dem Verletzten nachfolgende Rechte zu:

1.  Ein Recht auf einen von sich gewählten Bevollmächtigten, der ein Rechtsanwalt oder Rechtsbeistand sein kann. Mehr als drei Bevollmächtigte sind gleichzeitig unzulässig. Je nach dem Prozessergebnis kann der Angeklagte mit Kosten des Bevollmächtigten belastet werden  (Art. 627-629). Wenn ein Verletzter nachweist, dass er sich den Bevollmächtigten nicht leisten kann, kann das Gericht einen Bevollmächtigten von Amts wegen bestellen (Art. 78 §  1, Art. 87 §  1 und §  2, Art. 88). Im Gerichtsverfahren bestellt das Gericht auf Wunsch des Verletzten und ungeachtet seiner finanziellen Lage einen Bevollmächtigten von Amts wegen; je nach dem Prozessergebnis kann der Verletzte mit Kosten der Bestellung eines solchen Bevollmächtigten belastet werden (Art. 87a).

2. Ein Recht auf einen unentgeltlichen Dolmetscher/Übersetzer bei Anhörung oder Kenntnisnahme mit dem Inhalt des Beweises, wenn der Verletzte kein Polnisch spricht und -gegebenfalls- wenn er taub oder stumm ist ( Art. 204 § 1 und §  2).

3. Ein Recht auf eine Einreichung einer Beschwerde gegen den Beschluss über die Verweigerung der Einleitung oder Einstellung der Untersuchung oder Ermittlung sowie einer Beschwerde auf Unterlassen, soweit innerhalb von 6 Wochen ab Einreichung der Strafanzeige durch den Verletzten er nicht über die Einleitung oder Verweigerung der Einleitung der Untersuchung oder Ermittlung in Kenntnis gesetzt wurde (Art. 306 § 1-§ 1a, § 3, Art. 325a §  2).

4. Ein Recht Anträge auf Handlungen im Untersuchungs– oder Ermittlungsverfahren zu stellen z.B. auf Zeugenanhörung, Gewinnung einer Urkunde, ein Gutachten eines Sachverständigen (Art. 315 § 1, Art. 325a § 2). Wenn eine Gefahr besteht, dass der Zeuge auf der Verhandlung nicht angehört werden kann, kann der Verletzte dessen Anhörung durch das Gericht oder den Staatsanwalt beantragen ( Art. 316 § 3).

5. Ein Recht auf eine Beteiligung an Verfahrenshandlungen, die auf Antrag des Verletzten durchgeführt werden sowie an Handlungen, die auf der Gerichtsverhandlung nicht wiederholt werden können, einschließlich Beweisführung. An diesen Handlungen kann auch ein Bevollmächtigter des Verletzten teilnehmen (Art. 315-Art. 316).  In einem besonders begründeten Fall kann die Zulassung des Verletzten und des Bevollmächtigten zu Handlungen wegen des Rechtsschutzinteresses verweigert werden. Ein Verletzter hat einen Anspruch auf Rückerstattung von Kosten, die mit Erscheinen auf der Verhandlung verbunden sind (Art. 618a-Art.618e und Art. 618j). Bei Ladung, persönlich zu erscheinen, ist eine Rechtfertigung der Abwesenheit wegen Krankheit nur durch Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung möglich, die vom Gerichtsarzt ausgestellt wurde. Andere Bescheinigungen sind unzulässig (Art. 117 §  2a).

6. Ein Recht auf Beteiligung an der Anhörung eines Sachverständigen sowie das Recht auf Kenntnisnahme mit seinem Gutachten (Art. 318).

7. Ein Recht zur Akteneinsicht, auf eine Erstellung von Abschriften und Lichtkopien. Dieses Recht kann wegen eines wichtigen Staatsinteresses oder des Rechtsschutzinteresses verweigert werden (Art. 156 § 5).

8. Ein Recht einen Antrag auf die Kenntnisnahme mit Untersuchungsmaterialien oder Ermittlungsmaterialien vor dem Ablauf des Verfahrens zu stellen. Bei diesen Handlungen darf der Verletzte von dem Bevollmächtigten begleitet werden (Art. 321 § 1 und § 3, Art. 325a § 2).

9. Ein Recht auf einen Antrag auf die Weiterleitung der Sache an die Mediation zur einvernehmlichen Beilegung der Sache mit dem Verdächtigten (Art. 23a). Die Beteiligung an der Mediation ist freiwillig. Positive Ergebnisse der durchgeführten Mediation werden durch das Gericht bei Strafbeimessung beachtet (Art. 53 § 3 des Gesetzes vom 6. Juni 1997-Kodeks karny [Strafgestzbuch], Gesetzesblatt  Nr. 88 Pos. 553 in der geänderten Fassung [Dz.U. Nr. 88 Pos. 553 in der geänderten Fassung].

10. Ein Recht auf Einreichung des Antrags auf Schadensersatz oder die Wiedergutmachung des herbeigeführten Schadens bis zum Schluss der Gerichtsverhandlung (Art. 49a).

11. Ein Recht auf Einreichung eines Antrags auf Einstellung des Strafverfahrens wegen eines Verbrechens, das mit einer Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren bedroht ist, wegen eines Verbrechens gegen das Vermögen, das mit einer Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren bedroht ist sowie wegen Verbrechens vom Art. 157 § Strafgesetzbuch eine andere als schwere Körperverletzung, wenn der Täter, der für ein vorsätzliches Verbrechen  unter Anwendung von Gewalt nicht verurteilt wurde, den Schaden wiedergutgemacht hat (Art. 59 a Strafgesetzbuch).

12. Ein Recht auf Erhalt der Information über die Aufhebung der Untersuchungshaft für den Verdächtigten oder über seine Flucht aus der Untersuchungshaft (Art. 253 §3).

13. Ein Recht auf Einreichung einer Beschwerde auf jede Handlung, die Rechte des Verletzten verletzt (Art. 302 § Art. 459).

14. Ein Verletzter, der ein polnischer Staatsangehöriger oder ein Bürger eines anderen EU-Mitgliedsstaates ist, ist berechtigt, einen staatlichen Schadensersatz gem. Bestimmungen des Gesetzes vom 7. Juli 2005 über den staatlichen Schadensersatz zu beantragen, der Opfern einiger Verbrechen zusteht  Gesetzesblatt  von 2005 Nr. 169 Pos. 1415 [Dz.U. von 2005 Nr. 169 Pos. 1415].

15. Die Wohnadresse und die Adresse des Arbeitgebers des Verletzten werden in den Akten der Sache nicht offengelegt. Sie dürfen nur ausnahmsweise offengelegt werden (Art. 148 § 2a-§2c).

16. Bei Lebens -oder Gesundheitsgefahr für den Verletzten oder seine Angehörigen können sie den polizeilichen Schutz auf die Zeit der Prozesshandlung erhalten, und wenn die Gefahrenstufe hoch ist, können sie einen persönlichen Schutz oder eine Hilfe zum Wohnwechsel erhalten. Der Antrag auf Schutz wird an den Woiwodschaftskommandanten der Polizei über die das Verfahren führende Stelle oder das Gericht (Art. 1-17 des Gesetzes vom 28. November 2014 über Schutz und Hilfe für einen Verletzten und Zeugen, Gesetzesblatt von 2015, Pos. 21  [Dz.U. von 2015, Pos. 21] gestellt.

17. Ein Verletzter und seine Angehörigen können eine medizinische, psychologische, Rehabilitationsunterstützung, rechtliche und finanzielle Unterstützung im Sieć Pomocy dla Osób Pokrzywdzonych Przestępstwem erhalten [Hilfenetz für Verletzte durch Verbrechen] (Art. 43 § 8 Ziff. 1 des Gesetzes vom 6. Juni 1997-kodeks karny wykonawczy [Strafvollzugsgesetzbuch], Gesetzesblatt Nr. 90 Pos. 557 in der geänderten Fassung  [Dz. U. Nr. 90 Pos. 557 in der geänderten Fassung].

18. Wenn dem Täter das Nährungsverbot oder Kontaktverbot mit dem Verletzten auferlegt wurde, kann dieser Verbot auf Antrag des Verletzten auch in einem anderen EU-Mitgliedsstaat gem. Europäischen Kontaktverbot ausgeübt werden (Art. 611w-Art. 611 wc).

Der Verletzte ist zum Folgenden verpflichtet:

1. eine Zustellungsadresse im Inland zu benennen, wenn er im Ausland ist; sonst wird das an die zuletzt genannte  Adresse gesandte Schreiben als erfolgreich zugestellt gelten und die Handlung oder Verhandlung werden unter Abwesenheit des Verletzten durchgeführt; das Nichtbenennen der Adresse kann auch die Einreichung des Antrags, einer Beschwerde oder einer  Appellation wegen Fristablaufs unmöglich machen (Art. 138).

2. eine neue Adresse beim Wohnwechsel oder Aufenthaltswechsel zu benennen, einschließlich auch wegen Freiheitsentzugs in einer anderen Sache; sonst wird der Schriftsatz, der an die zuletzt bekannte Adresse geschickt wurde als erfolgreich zugestellt gelten und die Handlung oder Verhandlung werden unter Abwesenheit des Verletzten durchgeführt; das Nichtbenennen der Adresse kann auch die Stellung eines Antrags, die Einreichung einer Beschwerde oder Appellation wegen Fristablaufs unmöglich machen ( Art. 139).

„Ich bestätige den Empfang der Belehrung“

……………………………………………………………
(Datum, Unterschrift)

* Soweit keine andere rechtliche Grundlage genannt wurde, bedeuten die Vorschriften in den Klammern einschlägige Vorschriften des Gesetzes vom 6. Juni 1997-Straffprozessordnung Gesetzesblatt Nr. 89, Pos. 555 in der geänderten Fassung  [Dz.U. Nr. 89, Pos. 555 in der geänderten Fassung]

